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Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange zum Beteiligungsverfahren 

Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

I Gemeinde Nordrach 14.11.2025 Nach eingehender Prüfung gelange ich zu dem Ergebnis, 

dass die Gemeinde Nordrach von den vorgeschlagenen 

bzw. vorgesehenen Maßnahmen nur geringfügig bzw. gar 

nicht tangiert ist, weshalb ich für die Gemeinde Nordrach 

keine Einwendungen gegen die in Rede stehenden Maß-

nahmen vorzubringen habe. 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

II Gemeinde  

Oberharmersbach 

18.11.2025 Zur o.g. Beteiligung haben wir keinerlei Einwendungen. Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

III Ortsverwaltung 

Ramsbach 

26.11.2025 Der Ortschaftsrat Ramsbach spricht sich einstimmig für 

die Beibehaltung der bisherigen Verkehrsregelung der 

B 28 aus. Besonders die Bereiche Ortsausgang Oppenau 

bis Ortseingang Ramsbach und Ramsbacher Straße 23 

bis zur Gemarkungsgrenze Lautenbach. Da in diesen Be-

reichen der Lärmaktionsplan keine höhere Belastung der 

Anwohner feststellt und bisher keine Unfallschwerpunkte 

waren, sehen wir keinen Handlungsbedarf. Auf diesen 

Straßenabschnitten findet auch Land- und Forstwirt-

schaftlicher Verkehr statt, der bei dieser Regelung zügig 

überholt werden kann, Somit wird der Verkehrsfluss weni-

ger behindert. 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Im bisherigen Planentwurf (Stand: 29.09.2025) werden aus 

verkehrlichen Gründen Geschwindigkeitsbeschränkungen 

von 70 km/h ganztags in Streckenabschnitten der B 28 

(insbesondere auch Bereiche Ramsbach) angeregt. Im Be-

richt zur Beschlussfassung entfällt die Maßnahme Tempo 

70 aus verkehrlichen Gründen. 

IV Gemeinde Bad Peter-

stal-Griesbach 

02.12.2025 Wir haben die Thematik in der gestrigen öffentlichen Ge-

meinderatssitzung thematisiert. Der Gemeinderat der Ge-

meinde Bad Peterstal-Griesbach hat hierauf beschlossen, 

zu den aus Lärmschutzgründen empfohlenen Geschwin-

digkeitsbegrenzungen keine Stellungnahme abzugeben. 

Zu den aus verkehrlichen Gründen empfohlenen Ge-

schwindigkeitsbegrenzungen, insbesondere im Strecken-

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Im bisherigen Planentwurf (Stand: 29.09.2025) werden aus 

verkehrlichen Gründen Geschwindigkeitsbeschränkungen 

von 70 km/h ganztags in Streckenabschnitten der B 28 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

abschnitt zwischen Ramsbach-Bierhäusle und der nördli-

chen Gemarkungsgrenze zu Lautenbach-Hubacker, ist 

der Gemeinderat jedoch der Auffassung, dass die dortige 

aktuell erlaubte Geschwindigkeit von 100 km/h belassen 

werden sollte. Bei dem o.g. Abschnitt handelt es sich 

noch um die einzige Stelle im Renchtal, bei der ein Über-

holvorgang, insbesondere von langsameren LKW`s mög-

lich ist. Im Sinne des Verkehrsflusses im Renchtal sollte 

diese Möglichkeit weiterhin bestehen bleiben. Ansonsten 

ist zu befürchten, dass sich die Fahrtzeit ins Vordertal 

weiter verlängert.  

(insbesondere auch Bereiche Ramsbach) angeregt. Im Be-

richt zur Beschlussfassung entfällt die Maßnahme Tempo 

70 aus verkehrlichen Gründen. 

V Gemeinde Lauten-

bach 

11.12.2025 Die Geschwindigkeit soll auf der B 28 im Anschluss an 

die Gemarkungsgrenze Lautenbach auf 70 km/h begrenzt 

werden. Die Gemeinde Lautenbach hat im Hinblick auf 

den Verkehrsfluss eine solche Begrenzung der Ge-

schwindigkeit anlässlich der Lärmaktionsplanung nur in 

den Bereichen veranlasst, welche zum Schutze betroffe-

ner angrenzender Anwohner unerlässlich waren. Sollte 

keine höhere Belastung in diesen Anschlussbereichen 

feststellbar sein, wären wir dankbar, wenn in diesem 

Streckenverlauf eine einheitliche Regelung umsetzbar 

wäre. Insbesondere auch für erforderliche Überholvor-

gänge ist dann eine Beibehaltung der bisherigen Ge-

schwindigkeitsregelungen wünschenswert. 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Im bisherigen Planentwurf (Stand: 29.09.2025) werden aus 

verkehrlichen Gründen Geschwindigkeitsbeschränkungen 

von 70 km/h ganztags in Streckenabschnitten der B 28 

(insbesondere auch Bereiche Ramsbach) angeregt. Im Be-

richt zur Beschlussfassung entfällt die Maßnahme Tempo 

70 aus verkehrlichen Gründen. 

VI Verband Region Süd-

licher Oberrhein 

12.12.2025 Die in der Fortschreibung des Lärmaktionsplans be-

schriebenen Maßnahmen zur Reduzierung der zulässi-

gen Höchstgeschwindigkeit an der B 28 und L 92 führen 

zu einer Entlastung der Anwohnenden von Verkehrslärm. 

Dies entspricht dem in PS 4.1.0 Abs. 2 genannten Grund-

satz des Regionalplans, nach dem das Verkehrsnetz so-

zialverträglich und umweltschonend ausgestaltet werden 

soll und dabei unter anderem die Gesundheit der passiv 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 



Lärmaktionsplanung Oppenau Stufe 4 – Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren; Stand 16.04.2026 

 

3 

Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

Betroffenen gewährleistet und Lärmbelastungen vermin-

dert werden sollen.  

Regionalplanerische Belange werden nicht berührt. Ein-

wendungen werden daher nicht erhoben. 

 

VII.1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Regierungspräsi-

dium Freiburg 

18.12.2025 1 Straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen 

Der von Ihnen im Rahmen der Beteiligung der Behörden 

und sonstiger Träger öffentlicher Belange vorgelegte Ent-

wurf des Lärmaktionsplans vom September 2025 sieht 

verkehrsrechtliche Maßnahmen (Geschwindigkeitsbe-

schränkungen) aus Lärmschutzgründen vor. Zuständig 

für die Anordnung verkehrsrechtlicher Maßnahmen sind 

die unteren Straßenverkehrsbehörden, in Ihrem Fall das 

Landratsamt Ortenaukreis als staatliche Behörde. Für die 

Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkungen außer-

orts und von Verkehrsverboten benötigt das Landratsamt 

Ortenaukreis die Zustimmung des Regierungspräsidiums 

als Höhere Straßenverkehrsbehörde. Für verkehrsrechtli-

che Maßnahmen auf Gemeindestraßen in Oppenau ist 

die Stadt Oppenau als örtliche Straßenverkehrsbehörde 

selbst zuständig, sofern die Maßnahmen keine Auswir-

kungen auf überregionale Straßen haben. Nach der 

jüngsten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

hat die zuständige Straßenverkehrsbehörde im Lärmakti-

onsplan vorgesehene, hinreichend bestimmte, verkehrs-

rechtliche Maßnahmen umzusetzen, sofern die im Fach-

recht vorgesehenen gesetzlichen Voraussetzungen auf 

Tatbestandsseite vorliegen und die planaufstellende Ge-

meinde das fachrechtliche Ermessen ordnungsgemäß 

ausgeübt hat. Das Regierungspräsidium prüft die von der 

unteren Straßenverkehrsbehörde getroffene Entschei-

dung auf ihre Rechtmäßigkeit.  

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Die Stellungnahme des Landratsamtes Ortenaukreis liegt 

der Stadtverwaltung Oppenau vor (siehe Stellungnahme 

Nr. VIII und Nr. IX). 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nach § 45 Abs. 1 S.1, S. 2 Nr. 3 in Verbindung mit § 45 

Abs. 9 der Straßenverkehrsordnung (StVO) setzt die An-

ordnung von Verkehrsbeschränkungen und -verboten des 

fließenden Verkehrs das Vorliegen einer besonderen Ge-

fahrenlage voraus, die das allgemeine Risiko einer Beein-

trächtigung der Wohnbevölkerung durch Lärm erheblich 

übersteigt. Die neuere Rechtsprechung orientiert sich hin-

sichtlich der Frage, ob gemäß § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO 

eine Gefahrenlage gegeben ist, an den Grenzwerten der 

Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV). Werden 

die in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV geregelten Immissi-

onsgrenzwerte überschritten, haben die Lärmbetroffenen 

regelmäßig einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie 

Entscheidung über eine verkehrsbeschränkende Maß-

nahme (VGH Baden-Württemberg, Az. 10 S 2449/17, Rn. 

33). Für die Prüfung, ob verkehrsbeschränkende Maß-

nahmen aus Gründen des Lärmschutzes in Betracht 

kommen, stellen die Richtlinien für straßenverkehrsrecht-

liche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm 

(Lärmschutz-Richtlinien-StV) eine Orientierungshilfe dar. 

Die Lärmschutz-Richtlinien-StV enthalten grundsätzliche 

Wertungen, lassen aber auch andere Wertungen zu, so-

fern sie fachlich begründet sind. Bei der Festlegung ver-

kehrsbeschränkender Maßnahmen in Lärmaktionsplänen 

sind die in den Richtlinien genannten Kriterien in den Ab-

wägungsprozess einzubeziehen und entsprechend zu be-

werten. Bei der Ermessensausübung im Rahmen der 

Lärmaktionsplanung ist besonders zu berücksichtigen, 

dass nach der Lärmwirkungsforschung Werte ab 65 

dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht im gesund-

heitskritischen Bereich liegen (vgl. VGH Baden-Württem-

berg, Urteil vom 17. Juli 2018, 10 S 2449/17, Rn. 36). Bei 

einer Überschreitung dieser Werte um 2 dB(A) (also ab 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

67 dB(A) am Tag und 57 dB(A) in der Nacht) reduziert 

sich das Ermessen zur grundsätzlichen Pflicht zur Anord-

nung bzw. Durchführung von Maßnahmen auf den be-

troffenen Straßenabschnitten. 

Bei Lärmbeeinträchtigungen oberhalb der o.g. Werte 

(also ab 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht) 

kann von verkehrsrechtlichen Maßnahmen abgesehen 

werden, wenn dies mit Rücksicht auf die damit verbunde-

nen Nachteile (z.B. in Bezug auf Luftreinhaltung, Leis-

tungsfähigkeit, Verkehrsverlagerung, Verkehrsfunktion 

bei Ortsumfahrungen) qualifiziert belegt wird und trotz 

vorhandener Lärmbelastung mit gesundheitskritischen 

Lärmpegeln erforderlich erscheint. Spätestens bei Lärm-

pegeln ab 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts überschrei-

tet die Lärmbelastung die grundrechtliche Schwelle zur 

Gesundheitsgefährdung. Solche Lärmsituationen müssen 

dann abwägungsgerecht gelöst werden. 

Für die Anordnung von straßenverkehrsrechtlichen Maß-

nahmen ist es nicht zwingend erforderlich, dass die Lärm-

belastung in einem gesundheitskritischen Bereich liegt. 

Auch unterhalb der genannten Werte können straßenver-

kehrsrechtliche Maßnahmen festgelegt werden, wenn der 

Lärm Beeinträchtigungen mit sich bringt, die jenseits des-

sen liegen, was unter Berücksichtigung der Belange des 

Verkehrs im konkreten Fall als ortsüblich hingenommen 

werden muss und damit den Anwohnern zugemutet wer-

den kann. Die für die Maßnahmenabwägung maßgebli-

chen Aspekte sind vom Einzelfall abhängig. Relevante 

Gesichtspunkte sind u. a.: Bewertung von Verdrängungs-

effekten, die Belange des fließenden Verkehrs, Auswir-

kungen auf den ÖPNV, Auswirkungen auf den Fuß- und 

den Radverkehr, konkret anstehende straßenbauliche 

Maßnahmen zur Lärmminderung, mildere Mittel wie eine 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VII.2 

 

 

 

 

 

 

 

geänderte Verkehrsführung, Anpassungsbedarf bei Licht-

signalanlagen (Grüne Welle), in Bereichen mit Über-

schreitungen von Grenzwerten für Luftschadstoffe Aus-

wirkungen auf die Luftreinhaltung. Die Belange des Stra-

ßenverkehrs sind nicht pauschal in die Abwägung einzu-

stellen, sondern müssen hinreichend konkretisiert wer-

den. Für die Berechnung des Beurteilungspegels und die 

Bestimmung des Immissionsortes sind bei straßenver-

kehrsrechtlichen Maßnahmen die RLS-19 maßgebend. 

Das Regierungspräsidium als Höhere Straßenverkehrs-

behörde unterstützt im rechtlich vorgegebenen Rahmen 

grundsätzlich alle Maßnahmen, die zu einem verbesser-

ten Schutz der Wohnbevölkerung vor Straßenlärm führen 

können. Auf Wunsch von Kommunen und im Benehmen 

mit der jeweils zuständigen Straßenverkehrsbehörde ste-

hen wir auch für eine fachliche Beratung zu geplanten 

verkehrsbeschränkenden Maßnahmen zur Verfügung. 

Dementsprechend werden wir allen Maßnahmen zustim-

men, die nach Fachrecht zulässig sind. Um eine mög-

lichst reibungslose Umsetzung der angestrebten Maß-

nahmen zu gewährleisten, empfehlen wir einen engen 

Austausch mit den straßenverkehrsrechtlichen Entschei-

dungsträgern bereits vor der Verabschiedung des Lärm-

aktionsplanes. 

 

Eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf Tempo 50 au-

ßerorts auf der B 28 bei Armersgrund ausgehend von der 

Ortstafel Ibach bis hinter das Anwesen Schwarzwald-

straße 21 halten wir aufgrund  

- der hohen Lärmwerte - durchgängig 66 bis 69 dB(A) 

tags und 57 bis 60 dB(A) nachts,  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VII.3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VII.4 

- der Anzahl der Betroffenen - 14 Personen ab 67 dB(A) 

tags und 19 Personen ab 57 dB(A) nachts sowie davon 

acht Personen ab 60 dB(A) nachts - und  

- der Tatsache, dass sich die Tempo-50-Beschränkung 

direkt an die Ortsdurchfahrt von Ibach anschließen würde 

für verhältnismäßig und würden der Maßnahme zustim-

men. 

 

2 Maßnahme Fahrbahnsanierung mit lärmmindern-

dem Asphalt  

Anhand der Zustandserfassung werden die Maßnahmen 

zur Fahrbahndeckenerneuerung (FDE) entsprechend 

dem Erhaltungszustand und den zur Verfügung stehen-

den Ressourcen fortlaufend ermittelt. Im derzeitigen Er-

haltungsmanagement, ist für die kommenden Jahre so-

wohl eine Fahrbahndeckenerneuerung auf der B 28 / 

Bahnhofstraße in Oppenau als auch auf der B 28 zwi-

schen südlicher Gemarkungsgrenze bis Ortseingang Op-

penau vorgesehen. Für beide Sanierungsbereiche wird 

auf Grund der vorliegenden Betroffenenzahlen der Ein-

bau eines Asphalts mit lärmmindernder Wirkung (bspw. 

AC 11) festgelegt. Hierdurch kann laut Tabelle 1 des Ent-

wurfs des Lärmaktionsplans eine Reduzierung der Schal-

lemissionen in Abhängigkeit von der Geschwindigkeit um 

bis zu 2,7 dB(A) erzielt werden. 

 

3 Passive Lärmschutzmaßnahmen an lärmbelasteten 

Gebäuden  

An Bundesfern- und Landesstraßen können an lärmbe-

lasteten Gebäuden im Rahmen einer Lärmsanierung und 

der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel passive 

Lärmschutzmaßnahmen zu Lasten des Bundes oder des 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

Landes als Straßenbaulastträger realisiert werden. Vo-

raussetzung hierfür ist die Überschreitung von Auslöse-

werten, die in der Verkehrslärmschutzrichtlinie 1997 

(VLärmSchR 97) festgelegt und inzwischen auf folgende 

Werte abgesenkt wurden (Tabelle 1: Auslösewerte Lärm-

sanierung). Eine Lärmsanierung kommt nur für Gebäude 

in Betracht, die vor dem 01.04.1974 errichtet wurden. Bei 

der Lärmsanierung handelt es sich um eine freiwillige 

Leistung des Straßenbaulastträgers. 

 

VIII.1 

 

 

 

 

 

VIII.2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landratsamt Orten-

aukreis 

05.01.2026 1. Baurechtsamt und Denkmalschutz 

Die Ergebnisse der Lärmaktionsplanung können für die 

kommunale Bauleitplanung herangezogen werden. Ggf. 

sind hierfür noch vertiefe Betrachtungen erforderlich. 

 

 

2. Straßenbauamt 

Der veröffentlichte Bericht für den Lärmaktionsplan der 

Stufe IV der Stadt Oppenau wird zur Kenntnis genom-

men. Reduzierungen der zulässigen Höchstgeschwindig-

keit aus verkehrlichen Gründen werden im Rahmen eines 

Lärmaktionsplans von Seiten des Straßenbauamtes 

grundsätzlich abgelehnt. Dies betrifft hier insbesondere 

die vorgesehenen Reduzierungen der zulässigen Höchst-

geschwindigkeit auf Streckenzügen im Zuge der B 28 – 

Nord und B 28 – Süd auf dem Gebiet der Gemeinde Op-

penau gemäß dem Bericht zum Lärmaktionsplan, Kapitel 

2.7 sowie den Maßnahmenblättern 06_07 und 06_08 auf 

eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h. Sol-

che Geschwindigkeitsreduzierungen sind über die ein-

schlägigen Verfahren zu beantragen und durch die Ver-

kehrsbehörde zu prüfen und ggf. anzuordnen. 

 

3. Amt für Landwirtschaft 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

VIII.3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landwirtschaftliche Belange  

Geschwindigkeitsbegrenzungen  

Für die als notwendig erachteten, wie auch die zusätzlich 

möglichen Maßnahmen zur Lärmminderung werden, 

keine landwirtschaftliche Fläche in Anspruch genommen. 

Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit / Ein-

bau lärmmindernder Straßendeckschichten  

Diese Maßnahmen haben keine Auswirkungen auf agrar-

strukturelle Belange; beim Einbau neuer Straßendeck-

schichten handelt es sich um Veränderungen innerhalb 

der bestehenden Verkehrsinfrastruktur. Es wird keine 

neue Infrastruktur geschaffen. Es muss jedoch gewähr-

leistet werden, dass landwirtschaftlichen Maschinen und 

Geräte das Verkehrswegenetz nach der Maßnahme im 

gleichen Umfang nutzen und befahren können, wie vor 

der Maßnahme. 

Verlagerungseffekte  

Im Allgemeinen werden aufgrund der notwendig erachte-

ten Maßnahmen keine Verdrängungseffekte auf das 

nachgeordnete Straßennetz erwartet. Das nachgeordnete 

Straßennetz beinhaltet oftmals auch die Straßen und 

Wege, die von landwirtschaftlichen Maschinen genutzt 

werden. Bei einer Verlagerung des laufenden Verkehrs 

auf genau dieses nachgeordnete Straßennetz wird es un-

weigerlich zu Konflikten zwischen Landwirtschaft und 

weiteren Verkehrsteilnehmern kommen. Sollten diese Si-

tuationen und Konflikte wider Erwarten zu einem späte-

ren Zeitpunkt auftreten, sind diese Nebenstrecken vorran-

gig für Anwohner und die landwirtschaftliche Nutzung vor-

zuhalten. Als mögliche Maßnahme kann dann ein Durch-

fahrtverbot nicht ausgeschlossen werden. 

Ausgleichsmaßnahmen  

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VIII.4 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VIII.5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sollten zu einem späteren Zeitpunkt entgegen heutiger 

Einschätzung landwirtschaftliche Fläche für Bau- und 

Ausgleichmaßnahmen in Anspruch genommen werden, 

regen wir heute schon an, dass dann Ausgleichsmaßnah-

men sinnvoll gesteuert werden. Z.B. auf naturschutzrele-

vanten Flächen, die tatsächlich für Kompensationsmaß-

nahmen geeignet sind, ohne zusätzliche wertvolle land-

wirtschaftliche Flächen der Nutzung zu entziehen. Es be-

stehen keine weiteren Anregungen oder Bedenken. 

 

4. Amt für Vermessung und Flurneuordnung 

Untere Vermessungsbehörde 

Die Belange des Fachbereichs Vermessung werden 

durch die Planung nicht berührt. Weitere Anregungen 

oder Bedenken bestehen nicht. 

Untere Flurneuordnungsbehörde 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Verfahrensgebietes 

der Flurneuordnung Oppenau (West). Es sind keine Maß-

nahmen der Flurneuordnung betroffen. Es bestehen 

keine Bedenken oder Anregungen. 

 

5. Amt für Waldwirtschaft 

Die forstfachliche Prüfung der vom Lärmaktionsplan 

eventuell betroffenen Waldflächen hat ergeben, dass 

Wald derzeit weder direkt noch indirekt von Waldinan-

spruchnahmen betroffen ist. Sollten aus dem Lärmakti-

onsplan aktive Handlungen, z.B. der Bau von Kreisstra-

ßen o.ä. entstehen, die eine Waldinanspruchnahme zur 

Folge haben, so werden diese in nachgelagerten Verfah-

ren abgearbeitet. Eine weitere Verfahrensbeteiligung ist 

bis dahin nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

VIII.6 

 

 

 

 

 

VIII.7 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VIII.8 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6. Amt für Gewerbeaufsicht, Immissionsschutz und 

Abfallrecht 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

7. Amt für Umweltschutz 

Gegen die geplanten geänderten Geschwindigkeitsbe-

schränkungen bestehen keine naturschutzfachlichen oder 

-rechtlichen Bedenken. Im Rahmen von etwaigen späte-

ren Verfahren zur Umsetzung der weiteren beschriebe-

nen „Maßnahmen zur Lärmmindung“ (z.B. Erneuerung 

des Fahrbahnbelages, Bau von Lärmschutzwänden/-wäl-

len, angepasste Bauleitplanung) werden zur Prüfung der 

naturschutzfachlichen und -rechtlichen Belange gegebe-

nenfalls Angaben zur Betroffenheit von Natura 2000- Ge-

bieten und anderen Schutzgebieten, gesetzlich geschütz-

ten Biotopen, Artenschutz sowie Eingriff in Natur und 

Landschaft erforderlich. 

 

8. Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 

Altlasten 

Eine Betroffenheit des Sachgebiets „Altlasten“ ist im Rah-

men der Aufstellung des Lärmaktionsplans für das Ge-

markungsgebiet der Stadt Oppenau in den Bereichen 

möglich, in denen der Einbau eines lärmmindernden 

Fahrbahnbelags umgesetzt werden soll. 

Hierzu teilen wir den folgenden allgemeinen Sachverhalt 

mit: Im Gesamtgebiet des Flächennutzungsplans des Ge-

meindeverwaltungsverbands „Oberes Renchtal" und hier 

im Gemarkungsgebiet der Stadt Oppenau sind dem 

Landratsamt Ortenaukreis Altstandorte, Altablagerungen, 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VIII.9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

altlastverdächtige Flächen, Schadensfälle auf Industrie- 

und Gewerbestandorten sowie schädliche Bodenverän-

derungen bekannt. Diese sind in der Datenbank „Boden-

schutz – und Altlastenkataster“ beim Landratsamt Orten-

aukreis – Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz do-

kumentiert. Durch Anlagen- und Betriebsstilllegungen 

oder Umnutzungen entstehen immer wieder neue Altlast-

verdachtsflächen, die zu einer kontinuierlichen Fortschrei-

bung der Altlastenbearbeitung führen. Wir empfehlen den 

aktuellen Stand der Altlastenbearbeitung regelmäßig 

beim Landratsamt Ortenaukreis – Amt für Wasserwirt-

schaft und Bodenschutz anzufordern. Hinsichtlich der 

Themen „Oberirdische Gewässer“, "Grundwasserschutz", 

"Wasserversorgung", „Abwasserentsorgung“ und "Boden-

schutz" sind unsererseits keine Ergänzungen / Anmer-

kungen erforderlich. 

 

9. Amt für Straßenverkehr und ÖPNV 

Wir verweisen auf den sog. „Kooperationserlass zur 

Lärmaktionsplanung vom 08.02.2023. Bestandteil des 

Entwurfs des Lärmaktionsplans sind straßenverkehrs-

rechtliche Maßnahmen. Der Lärmaktionsplan kann nur für 

Hauptverkehrsstraßen Bindungswirkung entfalten. Es ist 

zu unterscheiden, ob die betreffende Straße eine Haupt-

verkehrsstraße im Sinne von § 47b Nr. 3 BImSchG dar-

stellt oder nicht. Unabhängig von der Klassifizierung einer 

Straße, d. h. auch bei Kreisstraßen und Gemeindestra-

ßen, ist bei einem Verkehrsaufkommen von über drei Mil-

lionen Kfz/Jahr (das sind ca. 8.200 Kfz/24h) davon aus-

zugehen, dass es sich um Straßen von regionaler Bedeu-

tung und demnach um Hauptverkehrsstraßen im Sinne 

von § 47b Nr. 3 BImSchG handelt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Maßnahmen, die rechtsfehlerfrei in einem Lärmaktions-

plan festgelegt wurden, entfalten für diese Straßen eine 

Bindungswirkung gegenüber den für die Umsetzung der 

Maßnahme zuständigen Fachbehörden, bei straßenver-

kehrsrechtlichen Maßnahmen gegenüber der Straßenver-

kehrsbehörde. Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen 

des § 45 Abs. 9 StVO, insbesondere eine Gefahrenlage 

vor, ist die Maßnahme von der Straßenverkehrsbehörde 

umzusetzen. Der fachrechtliche Ermessensspielraum 

wird durch die Lärmaktionsplanung überlagert. Für den 

Entwurf der Fortschreibung des Lärmaktionsplans bedeu-

tet dies, dass Maßnahmen, die Straßen mit einer Ver-

kehrsbelastung von mehr als 8.200 Kfz/24h betreffen, 

Bindungswirkung entfalten. Für die übrigen Straßen ent-

faltet der Lärmaktionsplan keine Bindungswirkung, die 

Maßnahmen werden voll umfänglich durch die Straßen-

verkehrsbehörde geprüft. 

Die Anordnung von Maßnahmen zur Beschränkung und 

zum Verbot des fließenden Verkehrs mit dem Ziel der 

Lärmminderung setzt voraus, dass die Tatbestandsvo-

raussetzungen des § 45 Abs. 9 Straßenverkehrs-Ord-

nung (StVO) vorliegen. Danach dürfen entsprechende 

Maßnahmen „nur angeordnet werden, wenn auf Grund 

der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage 

besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung 

… erheblich übersteigt“. Eine verkehrsbeschränkende 

Maßnahme, die ohne Abwägungsfehler in einem Lärmak-

tionsplan festgelegt wurde und für die die Tatbestandsvo-

raussetzungen des § 45 Abs. 9 StVO, insbesondere eine 

Gefahrenlage, gegeben sind, ist von der Straßenver-

kehrsbehörde umzusetzen. Der fachrechtliche Ermes-

sensspielraum der Straßenverkehrsbehörde wird durch 
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Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

die Lärmaktionsplanung überlagert (VGH Baden-Würt-

temberg, Urteil vom 17. Juli 2018, Az. 10 S 2449/17, Rn. 

28). Das heißt, das Ersetzen der Ermessensentschei-

dung des Lärmaktionsplans durch eine eigene Ermes-

sensentscheidung der Straßenverkehrsbehörde ist nicht 

zulässig. Für die Prüfung, ob verkehrsbeschränkende 

Maßnahmen aus Gründen des Lärmschutzes in Betracht 

kommen, stellen die Richtlinien für straßenverkehrsrecht-

liche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm 

(Lärmschutz-RichtlinienStV) eine Orientierungshilfe dar. 

Die Lärmschutz-Richtlinien-StV enthalten grundsätzliche 

Wertungen, lassen aber auch andere Wertungen zu, so-

fern sie fachlich begründet sind. Bei der Festlegung ver-

kehrsbeschränkender Maßnahmen in Lärmaktionsplänen 

sind die in den Richtlinien genannten Kriterien in den Ab-

wägungsprozess einzubeziehen und entsprechend zu be-

werten. 

Gewichtung der Lärmwerte: Bei der Ermessensausübung 

zu straßenverkehrsrechtlichen Lärmschutzmaßnahmen 

ist in Bereichen, die dem Wohnen dienen, zu beachten, 

dass nach der Lärmwirkungsforschung Werte ab 65 

dB(A) tags und 55 dB(A) nachts im gesundheitskritischen 

Bereich liegen (vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 

17. Juli 2018, Az. 10 S 2449/17, Rn. 36). Bestehen deutli-

che Betroffenheiten mit Lärmpegeln über den genannten 

Werten, verdichtet sich das Ermessen zum Einschreiten. 

Bei einer Überschreitung dieser Werte um 2 dB(A) redu-

ziert sich das Ermessen hin zur grundsätzlichen Pflicht 

zur Anordnung bzw. Durchführung von Maßnahmen auf 

den betroffenen Straßenabschnitten. Bei Lärmbeeinträch-

tigungen oberhalb der o. g. Werte kann von verkehrs-

rechtlichen Maßnahmen abgesehen werden, wenn dies 

mit Rücksicht auf die damit verbundenen Nachteile (z. B. 
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nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VIII.10 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

in Bezug auf Luftreinhaltung, Leistungsfähigkeit, Ver-

kehrsverlagerung, Verkehrsfunktion bei Ortsumfahrun-

gen) qualifiziert belegt wird und trotz vorhandener Lärm-

belastung mit gesundheitskritischen Lärmpegeln erforder-

lich erscheint. Spätestens bei Lärmpegeln ab 70 dB(A) 

tags und 60 dB(A) nachts überschreitet die Lärmbelas-

tung die grundrechtliche Schwelle zur Gesundheitsge-

fährdung (BVerwG 9 A 16.16, Beschluss vom 25. April 

2018, Rn. 86f). Solche Lärmsituationen müssen dann ab-

wägungsgerecht gelöst werden. Für die Anordnung von 

straßenverkehrsrechtlichen Maßnahmen ist es nicht zwin-

gend erforderlich, dass die Lärmbelastung in einem ge-

sundheitskritischen Bereich liegt. Vielmehr können auch 

unterhalb der genannten Werte straßenverkehrsrechtli-

che Maßnahmen festgelegt werden, wenn der Lärm Be-

einträchtigungen mit sich bringt, die jenseits dessen lie-

gen, was unter Berücksichtigung der Belange des Ver-

kehrs im konkreten Fall als ortsüblich hingenommen wer-

den muss und damit den Anwohnern zugemutet werden 

kann.  

Bitte reichen Sie uns folgende Unterlagen nach:  

→ Bitte kennzeichnen Sie in den Gebäudelärmkarten die 

Abschnitte, für die eine Geschwindigkeitsbeschränkung 

beantragt wird und füge Sie die Standorte der Ortstafeln 

hinzu.  

→ Wirkungsanalyse: Bitte stellten Sie die Lärmwerte 

nach Umsetzung der straßenverkehrsrechtlichen Maß-

nahmen ebenfalls in einer Gebäudelärmkarte mit Anzahl 

der Betroffenen (Tag und Nacht) dar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

In Abstimmung mit dem LRA Ortenaukreis, Amt für Stra-

ßenverkehr und ÖPNV, wurden die Unterlagen zum Lärm-

aktionsplan inklusiver sämtlicher Anlagen nochmals telefo-

nisch erläutert. Daraufhin hat das Amt für Straßenverkehr 

und ÖPNV seine Stellungnahme nochmals aktualisiert 

(siehe Stellungnahme Nr. IX). 
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Träger 
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nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

VIII.11 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VIII.12 

Im Rahmen einer Lärmaktionsplanung werden aus-

schließlich straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen ge-

prüft, die unmittelbar zur Lärmminimierung beitragen. Ge-

schwindigkeitsreduzierungen, die aus anderen als lärm-

bedingten Gründen vorgesehen sind, sind nicht Gegen-

stand der Lärmaktionsplanung und können in diesem 

Rahmen weder geprüft noch berücksichtigt werden. Dies 

betrifft hier insbesondere die vorgesehenen Reduzierun-

gen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf Strecken-

zügen im Zuge der B 28 – Nord und B 28 – Süd auf dem 

Gebiet der Gemeinde Oppenau gemäß dem Bericht zum 

Lärmaktionsplan, Kapitel 2.7 sowie den Maßnahmenblät-

tern 06_07 und 06_08 auf eine zulässige Höchstge-

schwindigkeit von 70 km/h. Derartige Maßnahmen sind 

von der Gemeinde in einem gesonderten straßenver-

kehrsrechtlichen Verfahren zu beantragen und werden 

ausschließlich dort durch die zuständige Straßenver-

kehrsbehörde geprüft und gegebenenfalls angeordnet. 

 

10. Gesundheitsamt 

Wir begrüßen die Aufstellung der vorliegenden Lärmakti-

onsplanung, denn bei den die Krankheitslast vergrößern-

den Faktoren spielt der Umweltlärm eine Hauptrolle.  

Lärmbelastungen können eine Reihe von nachteiligen 

Auswirkungen auf die Lebensqualität und die Gesundheit 

haben (z. B. Herzinfarkte und andere Herz-Kreislauf- Er-

krankungen, Bluthochdruck sowie Schlaf-, Lernstörungen 

und Stress). Lärmminderungsmaßnahmen, die dazu die-

nen, bereits bestehende und/oder neu entstehende Lärm-

lasten abzusenken oder zu reduzieren, wären aus ge-

sundheitsvorsorglicher Sicht sinnvoll und hinsichtlich des 

Gesundheitsschutzes wünschenswert. Hier sollte eine 

Lärmreduzierung bzw. –vermeidung angestrebt werden. 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen, die nicht aus-

schließlich dem Lärmschutz dienen, sind im Lärmaktions-

plan zwar aufgeführt, werden aber nur angeregt. Im Bericht 

zur Beschlussfassung entfällt die Maßnahme Tempo 70 

aus verkehrlichen Gründen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 



Lärmaktionsplanung Oppenau Stufe 4 – Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren; Stand 16.04.2026 

 

17 

Stellung-

nahme Nr. 
Träger 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

In der Praxis gibt es hierzu vielfältige Möglichkeiten, z.B. 

Schallabschirmung durch Schallschutzwände, Wälle etc., 

Einflussnahme auf die Verkehrsmenge, Verkehrsberuhi-

gung, Ausgestaltung der Straßenoberfläche. Wir sind 

grundsätzlich der Meinung, dass der alleinige Rückgriff 

auf passive Schallschutzmaßnahmen wie z.B. Schall-

schutzfenster meist nicht ausreichend ist. Die Erfahrung 

zeigt, dass gerade in der warmen Jahreszeit die Fenster 

geöffnet werden. Weiter wird oft die Nutzung von Gärten, 

Terrassen und Balkonen außer Acht gelassen; gerade sie 

stellt aber einen ganz gewichtigen Teil der Wohnkultur – 

und Qualität dar. Dies sollte bei der Planung zukünftiger 

Baugebiete berücksichtigt werden. Angehende Bauher-

ren unterschätzen oft den Umgebungslärm, auch weil sie 

in der Planungs- und Bauphase noch keine „Nachterfah-

rung“ sammeln können. 

IX.1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landratsamt Orten-

aukreis, 

Amt für Straßenver-

kehr und ÖPNV 

14.04.2026 Wir verweisen auf den sog. „Kooperationserlass zur 

Lärmaktionsplanung vom 08.02.2023. 

Bestandteil des Entwurf des Lärmaktionsplans sind stra-

ßenverkehrsrechtliche Maßnahmen.  

Der Lärmaktionsplan kann nur für Hauptverkehrsstraßen 

Bindungswirkung entfalten. 

 

Es ist zu unterscheiden, ob die betreffende Straße eine 

Hauptverkehrsstraße im Sinne von § 47b Nr. 3 BImSchG 

darstellt oder nicht. Unabhängig von der Klassifizierung 

einer Straße, d. h. auch bei Kreisstraßen und Gemein-

destraßen, ist bei einem Verkehrsaufkommen von über 

drei Millionen Kfz/Jahr (das sind ca. 8.200 Kfz/24h) davon 

auszugehen, dass es sich um Straßen von regionaler Be-

deutung und demnach um Hauptverkehrsstraßen im 

Sinne von § 47b Nr. 3 BImSchG handelt. 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 
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Stellungnahme Wertung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Maßnahmen, die rechtsfehlerfrei in einem Lärmaktions-

plan festgelegt wurden, entfalten für diese Straßen eine 

Bindungswirkung gegenüber den für die Umsetzung der 

Maßnahme zuständigen Fachbehörden, bei straßenver-

kehrsrechtlichen Maßnahmen gegenüber der Straßenver-

kehrsbehörde. Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen 

des § 45 Abs. 9 StVO, insbesondere eine Gefahrenlage 

vor, ist die Maßnahme von der Straßenverkehrsbehörde 

umzusetzen. Der fachrechtliche Ermessensspielraum 

wird durch die Lärmaktionsplanung überlagert. 

Für den Entwurf der Fortschreibung des Lärmaktions-

plans bedeutet dies, dass Maßnahmen, die Straßen mit 

einer Verkehrsbelastung von mehr als 8.200 Kfz/24h be-

treffen, Bindungswirkung entfalten. 

Für die übrigen Straßen entfaltet der Lärmaktionsplan 

keine Bindungswirkung, die Maßnahmen werden voll um-

fänglich durch die Straßenverkehrsbehörde geprüft. 

 

Die Anordnung von Maßnahmen zur Beschränkung und 

zum Verbot des fließenden Verkehrs mit dem Ziel der 

Lärmminderung setzt voraus, dass die Tatbestandsvo-

raussetzungen des § 45 Abs. 9 Straßenverkehrs-Ord-

nung (StVO) vorliegen. Danach dürfen entsprechende 

Maßnahmen „nur angeordnet werden, wenn auf Grund 

der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage 

besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung 

… erheblich übersteigt“. Eine verkehrsbeschränkende 

Maßnahme, die ohne Abwägungsfehler in einem Lärmak-

tionsplan festgelegt wurde und für die die Tatbestandsvo-

raussetzungen des § 45 Abs. 9 StVO, insbesondere eine 

Gefahrenlage, gegeben sind, ist von der Straßenver-

kehrsbehörde umzusetzen. Der fachrechtliche Ermes-

sensspielraum der Straßenverkehrsbehörde wird durch 
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die Lärmaktionsplanung überlagert (VGH Baden-Würt-

temberg, Urteil vom 17. Juli 2018, Az. 10 S 2449/17, Rn. 

28). Das heißt, das Ersetzen der Ermessensentschei-

dung des Lärmaktionsplans durch eine eigene Ermes-

sensentscheidung der Straßenverkehrsbehörde ist nicht 

zulässig. Für die Prüfung, ob verkehrsbeschränkende 

Maßnahmen aus Gründen des Lärmschutzes in Betracht 

kommen, stellen die Richtlinien für straßenverkehrsrecht-

liche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm 

(Lärmschutz-Richtlinien-StV) eine Orientierungshilfe dar. 

Die Lärmschutz-Richtlinien-StV enthalten grundsätzliche 

Wertungen, lassen aber auch andere Wertungen zu, so-

fern sie fachlich begründet sind. Bei der Festlegung ver-

kehrsbeschränkender Maßnahmen in Lärmaktionsplänen 

sind die in den Richtlinien genannten Kriterien in den Ab-

wägungsprozess einzubeziehen und entsprechend zu be-

werten. 

 

Gewichtung der Lärmwerte: 

Bei der Ermessensausübung zu straßenverkehrsrechtli-

chen Lärmschutzmaßnahmen ist in Bereichen, die dem 

Wohnen dienen, zu beachten, dass nach der Lärmwir-

kungsforschung Werte ab 65 dB(A) tags und 55 dB(A) 

nachts im gesundheitskritischen Bereich liegen (vgl. VGH 

Baden-Württemberg, Urteil vom 17. Juli 2018, Az. 10 S 

2449/17, Rn. 36).  

Bestehen deutliche Betroffenheiten mit Lärmpegeln über 

den genannten Werten, verdichtet sich das Ermessen 

zum Einschreiten. Bei einer Überschreitung dieser Werte 

um 2 dB(A) reduziert sich das Ermessen hin zur grund-

sätzlichen Pflicht zur Anordnung bzw. Durchführung von 

Maßnahmen auf den betroffenen Straßenabschnitten. Bei 

Lärmbeeinträchtigungen oberhalb der o. g. Werte kann 
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IX.2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

von verkehrsrechtlichen Maßnahmen abgesehen werden, 

wenn dies mit Rücksicht auf die damit verbundenen 

Nachteile (z. B. in Bezug auf Luftreinhaltung, Leistungsfä-

higkeit, Verkehrsverlagerung, Verkehrsfunktion bei Orts-

umfahrungen) qualifiziert belegt wird und trotz vorhande-

ner Lärmbelastung mit gesundheitskritischen Lärmpegeln 

erforderlich erscheint. Spätestens bei Lärmpegeln ab 70 

dB(A) tags und 60 dB(A) nachts überschreitet die Lärm-

belastung die grundrechtliche Schwelle zur Gesundheits-

gefährdung (BVerwG 9 A 16.16, Beschluss vom 25. April 

2018, Rn. 86f). Solche Lärmsituationen müssen dann ab-

wägungsgerecht gelöst werden. Für die Anordnung von 

straßenverkehrsrechtlichen Maßnahmen ist es nicht zwin-

gend erforderlich, dass die Lärmbelastung in einem ge-

sundheitskritischen Bereich liegt. Vielmehr können auch 

unterhalb der genannten Werte straßenverkehrsrechtli-

che Maßnahmen festgelegt werden, wenn der Lärm Be-

einträchtigungen mit sich bringt, die jenseits dessen lie-

gen, was unter Berücksichtigung der Belange des Ver-

kehrs im konkreten Fall als ortsüblich hingenommen wer-

den muss und damit den Anwohnern zugemutet werden 

kann. 

 

Bitte reichen Sie uns folgende Unterlagen nach:  

  Bitte zeichnen Sie uns in der Wirkungsanalyse die 

Ortstafeln ein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Nach finalem Beschluss der kommunalen Lärmaktionspla-

nung werden der Straßenverkehrsbehörde die geforderten 

Unterlagen im Zuge der Antragsstellung zur Umsetzung der 

Maßnahmen eingereicht. 
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IX.3 Im Rahmen einer Lärmaktionsplanung werden aus-

schließlich straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen ge-

prüft, die unmittelbar zur Lärmminimierung beitragen. Ge-

schwindigkeitsreduzierungen, die aus anderen als lärm-

bedingten Gründen vorgesehen sind, sind nicht Gegen-

stand der Lärmaktionsplanung und können in diesem 

Rahmen weder geprüft noch berücksichtigt werden. 

Dies betrifft hier insbesondere die vorgesehenen Redu-

zierungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 

Streckenzügen im Zuge der B 28 – Nord und B 28 – Süd 

auf dem Gebiet der Gemeinde Oppenau gemäß dem Be-

richt zum Lärmaktionsplan, Kapitel 2.7 sowie den Maß-

nahmenblättern 06_07 und 06_08 auf eine zulässige 

Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h. 

Derartige Maßnahmen sind von der Gemeinde in einem 

gesonderten straßenverkehrsrechtlichen Verfahren zu 

beantragen und werden ausschließlich dort durch die zu-

ständige Straßenverkehrsbehörde geprüft und gegebe-

nenfalls angeordnet. 

Einordnung der Stellungnahme: 

☒ Kenntnisnahme 

☐ Zustimmung 

☐ Ablehnung 

Straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen, die nicht aus-

schließlich dem Lärmschutz dienen, sind im Lärmaktions-

plan zwar aufgeführt, werden aber nur angeregt. Im Bericht 

zur Beschlussfassung entfällt die Maßnahme Tempo 70 

aus verkehrlichen Gründen. 
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Stellungnahmen der Öffentlichkeit zum Beteiligungsverfahren 

 

 

 

 

 

Stellung-

nahme Nr. 
Bürger:in 

Stellung-

nahme vom 
Stellungnahme Wertung 

Im Zeitraum der Offenlage sind keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 


